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2. Instanz
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3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom
07. Dezember 2017 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Â 

Der Beklagte trÃ¤gt 4/5 der notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten des
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KlÃ¤gers.

Â 

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Tatbestand

Â 

Der KlÃ¤ger wendet sich gegen die Minderung seines Arbeitslosengeld II-Anspruchs
in der Zeit vom 01. Januar bis zum 31. MÃ¤rz 2016 in HÃ¶he von noch 30 vom
Hundert (v.H.) des Regelbedarfs.

Â 

Der 1991 geborene KlÃ¤ger stand seit Jahren im Bezug von Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II)
bei dem Beklagten. Er bewohnte im streitigen Zeitraum in Bedarfs- bzw.
Haushaltsgemeinschaft mit sechs weiteren Personen die unter der im Rubrum
bezeichneten Adresse gelegene knapp 104 qm groÃ�e Wohnung, fÃ¼r welche ab
dem 01. Januar 2016 ein Gesamtmietzins i.H.v. 934,99 â�¬ (553,00 â�¬
Grundmiete zzgl. Vorauszahlungen fÃ¼r Betriebskosten i.H.v. 251,99 â�¬ sowie
fÃ¼r Heizkosten i.H.v. 130,00 â�¬) fÃ¤llig war. 

Â 

Mit Bescheid vom 08. Juli 2015 in der Fassung der Ã�nderungsbescheide vom 09.
Oktober 2015 und 27. Oktober 2015 bewilligte der Beklagte u.a. dem KlÃ¤ger fÃ¼r
die Zeit vom 01. Juli bis zum 31. Oktober 2015 Leistungen nach dem SGB II i.H.v.
insgesamt 443,27 â�¬ (320,00 â�¬ Regelbedarf zzgl. 123,27Â â�¬ Bedarfe fÃ¼r
Unterkunft und Heizung ), fÃ¼r November 2015 i.H.v. 184,40 â�¬ (nur BUH) sowie
fÃ¼r Dezember 2015 i.H.v insgesamt 411,27 â�¬ (288,00 â�¬ RB zzgl. 123,27 â�¬
BUH). 

Â 

Mit bestandskrÃ¤ftigem Sanktionsbescheid vom 24. August 2015 wurde fÃ¼r die
Zeit vom 01. September bis zum 30. November 2015 eine BeschrÃ¤nkung des
Arbeitslosengeldes II auf die BUH festgestellt und der Bewilligungsbescheid vom 08.
Juli 2015 insoweit aufgehoben. Der KlÃ¤ger habe sich auf die ihm zugesandten und
zumutbaren VermittlungsvorschlÃ¤ge trotz Belehrung Ã¼ber die Rechtsfolgen nicht
beworben. 

Â 
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Nachdem der KlÃ¤ger zu Einladungen zum 13. August 2015 und 11. September
2015 jeweils ohne Entschuldigung nicht erschienen war, erlieÃ� der Beklagte unter
dem 11. September 2015 einen Eingliederungsvereinbarung-Verwaltungsakt (EGV-
VA), fÃ¼r welchen als GÃ¼ltigkeitszeitraum â�� soweit zwischenzeitlich nichts
anderes geregelt werde â�� die Zeit vom 11. September 2015 bis zum 29. Februar
2016 benannt wurde. Ziel des Verwaltungsaktes war die Aufnahme einer
sozialversicherungspflichtigen HelfertÃ¤tigkeit im ersten Berliner Arbeitsmarkt.
Weiter hieÃ� es unter

â��1. UnterstÃ¼tzung durch Jobcenter Berlin Lichtenberg

Das Jobcenter unterbreitet Ihnen VermittlungsvorschlÃ¤ge, soweit geeignete
Stellenangebote vorliegen. Das Jobcenter unterstÃ¼tzt Ihre
BewerbungsaktivitÃ¤ten durch Ã�bernahme von angemessenen nachgewiesenen
Kosten fÃ¼r schriftliche Bewerbungen nach MaÃ�gabe des Â§ 16 Abs. 1 SGB II
i.V.m. Â§ 44 SGB III, sofern Sie diese zuvor beantragt haben. Das Jobcenter
verÃ¶ffentlicht anonym Ihr Bewerberprofil in der JOBBÃ�RSE der Bundesagentur
fÃ¼r Arbeit [â�¦].â�� 

sowie unter 

â��2. BemÃ¼hungen von Herrn D K zur Eingliederung in Arbeit:

[â�¦] Sie verpflichten sich, sich intensiv um eine Arbeitsstelle zu bemÃ¼hen. Sie
nutzen fÃ¼r die Stellensuche Initiativbewerbungen, die Tagespresse und das
Internet. Sie verpflichten sich zu mindestens zehn Bewerbungen pro Monat in den
nÃ¤chsten sechs Monaten, auch um befristete Stellen, auch bei Zeitarbeitsfirmen.
Die entsprechenden Nachweise sind durch Sie bei Vorsprache in der
Arbeitsvermittlung unaufgefordert vorzulegen.

Die EigenbemÃ¼hungen (Bsp. Telefonliste mit Ansprechpartner, Firma, Tel. usw.)
bzw. Bewerbungsschreiben sind unaufgefordert zu jedem Termin (ca. alle 4
Wochen) beim zustÃ¤ndigen Arbeitsvermittler (AV) vorzulegen oder bis spÃ¤testens
den 15. des Monats per Post einzureichen. Als Nachweise anerkannt werden Kopien
Ihrer Bewerbungsanschreiben, PostrÃ¼cklÃ¤ufe (Einladungen, Absagen von
Arbeitgebern). Bei telefonischen Bewerbungen notieren Sie bitte gesondert Namen
und Anschrift des Arbeitgebers, die TÃ¤tigkeit um welche sie sich wann beworben
haben, den konkreten Ansprechpartner, sowie das jeweilige Ergebnis Ihre
BemÃ¼hungen.

Schriftliche und Email-Bewerbungen sind so zu verfassen, dass der Arbeitgeber sie
aufgrund ihres objektiven Inhalts bzw. Form nicht von vornherein als unbeachtlich
oder offensichtlich unernst gemeint behandeln kann.

Sie erkundigen sich nach MÃ¶glichkeiten eine Erzieher-Ausbildung, alternativ um
MÃ¶glichkeiten, Ihre vorhandene Ausbildung als BÃ¼rokaufmann zu beenden.

[â�¦]
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Probearbeiten/TrainingsmaÃ�nahmen sind rechtzeitig vor Beginn beim zust.
Arbeitsvermittler zu beantragen.â��

In der Rechtsfolgenbelehrung wurde unter anderem ausgefÃ¼hrt:

â��Ihr Arbeitslosengeld II wurde bereits einmal aufgrund eines PflichtverstoÃ�es auf
die Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung beschrÃ¤nkt (vgl. Bescheid vom ). Jeder
weitere PflichtverstoÃ� (VerstoÃ� gegen eine der Nr. 2 mit Ihnen vereinbaren
BemÃ¼hungen) wird daher den vollstÃ¤ndigen Wegfall des Ihnen zustehenden
Arbeitslosengeldes II zur Folge haben. Im Falle eines vollstÃ¤ndigen Wegfalls des
Arbeitslosengeldes II werden auch keine BeitrÃ¤ge zur Kranken- und
Pflegeversicherung abgefÃ¼hrt. Der Versicherungsschutz bleibt dennoch erhalten,
anfallende BeitrÃ¤ge mÃ¼ssen Sie jedoch selbst zahlen. Sind Sie hierzu nicht in der
Lage, entstehen BeitragsrÃ¼ckstÃ¤nde, die jedoch fÃ¼r die Dauer der
HilfebedÃ¼rftigkeit keine negativen Auswirkungen hinsichtlich der Leistungen durch
die gesetzliche Kranken-/Pflegeversicherung haben.

Der Wegfall dauert drei Monate (Sanktionszeitraum) und beginnt mit dem
Kalendermonat nach Zugang des Sanktionsbescheides. WÃ¤hrend dieser Zeit
besteht kein Anspruch auf ergÃ¤nzende Hilfe nach dem ZwÃ¶lften Buch
Sozialgesetzbuch (Sozialhilfe).

Ein wiederholter PflichtverstoÃ� liegt nicht vor, wenn der Beginn des
vorangegangenen Sanktionszeitraums lÃ¤nger als ein Jahr zurÃ¼ckliegt (Ablauf der
Jahresfrist am 24.08.2016).

Eine Pflichtverletzung liegt nicht vor, wenn Sie fÃ¼r Ihr Verhalten einen wichtigen
Grund darlegen und nachweisen. Folglich tritt keine Leistungsminderung ein. Ein
nach Ihrer Auffassung wichtiger Grund, der jedoch nach objektiven MaÃ�stÃ¤ben
nicht als solcher anerkannt werden kann, verhindert nicht den Eintritt der
Leistungsminderung.â��

Danach hieÃ� es unter anderem unter â��Wichtige Hinweiseâ��:

â��Bei einer Minderung des Arbeitslosengeldes II um mehr als 30 Prozent des
maÃ�gebenden Regelbedarfs kÃ¶nnen auf Antrag ergÃ¤nzende Sachleistungen
oder geldwerte Leistungen erbracht werden. Diese sind grundsÃ¤tzlich zu
erbringen, wenn minderjÃ¤hrige Kinder im Haushalt leben. Beachten Sie aber, dass
Sie vorrangig Ihr Einkommen und verwertbares VermÃ¶gen zur Sicherung des
Lebensunterhaltes einsetzen mÃ¼ssen.

Bei einer GewÃ¤hrung von Sachleistungen oder geldwerten Leistungen werden
BeitrÃ¤ge zur Kranken- und Pflegeversicherung weiterhin erbracht.

ErklÃ¤ren Sie sich nachtrÃ¤glich bereit, Ihren Pflichten nachzukommen, kann die im
Briefkopf genannte Stelle unter BerÃ¼cksichtigung aller UmstÃ¤nde des Einzelfalles
Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung erbringen.
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Im Einzelfall kann die Dauer der Sanktion auf 6 Wochen verkÃ¼rzt werden.â��

Der EGV-VA wurde dem KlÃ¤ger am 16. September 2015 per
Postzustellungsurkunde zugestellt. Der Bescheid wurde bestandskrÃ¤ftig.

Â 

Mit Sanktionsbescheid vom 05. Oktober 2015 wurde wegen unentschuldigten
Nichterscheinens zu einem Meldetermin am 13. August 2015 fÃ¼r die Zeit vom 01.
November 2015 bis zum 31. Januar 2016 eine Minderung des Arbeitslosengeldes II
um 10 Prozent des maÃ�gebenden Regelbedarfs â�� 32,00 â�¬ monatlich â��
festgestellt und der vorangegangene Bescheid vom 08. Juli 2015 insoweit fÃ¼r die
Zeit vom 01. November 2015 bis 31. Dezember 2015 in HÃ¶he der genannten
Minderung aufgehoben. Betroffen seien die BUH. Gutscheine oder geldwerte
Leistungen wurden nicht gewÃ¤hrt. 

Â 

Nachdem bei dem Beklagten bis zum 15. Oktober 2015 keine Nachweise Ã¼ber
BewerbungsbemÃ¼hungen eingegangen waren, hÃ¶rte der Beklagte den KlÃ¤ger
mit Schreiben vom 30. Oktober 2015 mit Fristsetzung zum 16. November 2015
wegen NichterfÃ¼llung der Eingliederungsvereinbarung durch ungenÃ¼gende
Nachweise von EigenbemÃ¼hungen an. Im Weiteren hieÃ� es:

â��Bitte beachten Sie:

Wenn Sie fÃ¼r Ihr Verhalten keinen wichtigen Grund haben, hat dies die Absenkung
oder den Wegfall Ihrer Leistung zur Folge. Die Sanktion dauert grundsÃ¤tzlich drei
Monate und fÃ¼hrt in Ihrem Fall voraussichtlich zum vollstÃ¤ndigen Wegfall der
Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II), da es sich um eine
wiederholte Pflichtverletzung handelt. Bei der GewÃ¤hrung von Sachleistungen
bleibt auch der Kranken- und Pflegeversicherungsschutz erhalten. [â�¦] Wird Ihr
Leistungsanspruch um mehr als 30 % gemindert oder ergibt sich aus der Summe
von verschiedenen MinderungsbetrÃ¤ge eine KÃ¼rzung um mehr als 30 % kÃ¶nnen
Ihnen in angemessenem Umfang ergÃ¤nzende Sachleistungen oder geldwerte
Leistungen â�� insbesondere in Form von Lebensmittelgutscheinen â�� gewÃ¤hrt
werden. Diese kÃ¶nnen nur gewÃ¤hrt werden, wenn Ihnen keine anderweitigen
Mittel, wie z.B. anrechnungsfreie Einnahmen und VermÃ¶gen innerhalb der
Freibetragsgrenzen (SchonvermÃ¶gen) zur VerfÃ¼gung stehen. Die Notwendigkeit
ergÃ¤nzender Sachleistungen oder geldwerte Leistungen ist von Ihnen zu
begrÃ¼nden. Die entsprechenden gesetzlichen Regelungen finden Sie in der Anlage
dieses Schreibens. Bitte beantworten Sie die aufgefÃ¼hrten Fragen ausfÃ¼hrlich
und reichen Sie ggf. Nachweise ein. Sie kÃ¶nnen auch GrÃ¼nde nennen, die nicht
in direktem Zusammenhang mit dem erhobenen Vorwurf stehen. Sollte der
beigefÃ¼gte Antwortvordruck fÃ¼r ausfÃ¼hrliche ErlÃ¤uterungen nicht ausreichen,
nutzen Sie bitte zusÃ¤tzlich ein gesondertes Blatt. Reichen Sie den ausgefÃ¼llten
Antwortvordruck bitte bis 16.11.2015 bei der im Briefkopf genannten Stelle ein. 
Andernfalls muss nach Aktenlage entschieden wer-den. Dies betrifft auch die
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Entscheidung Ã¼ber ergÃ¤nzende Sachleistungen.â��

Hierauf erfolgte keinerlei Reaktion des KlÃ¤gers.

Â 

Mit Bescheid vom 03. Dezember 2015 bewilligte der Beklagte der
Bedarfsgemeinschaft, zu welcher der KlÃ¤ger gehÃ¶rte, Leistungen fÃ¼r den
Zeitraum vom 01. Januar bis zum 30. Juni 2016. Dabei wurden dem KlÃ¤ger u.a.
fÃ¼r Januar 2016 Leistungen i.H.v. insgesamt 425,57 â�¬ (292,00 â�¬ RB zzgl.
133,57 â�¬ BUH) sowie fÃ¼r Februar und MÃ¤rz 2016 i.H.v. monatlich jeweils
insgesamt 457,57 â�¬ (324,00 â�¬ RB zzgl. 133,57Â â�¬ BUH) bewilligt.
Einkommen war nicht angerechnet worden.

Â 

Mit Sanktionsbescheid vom 07. Dezember 2015 stellte der Beklagte fÃ¼r den
KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit vom 01. Januar bis zum 31. MÃ¤rz 2016 den vollstÃ¤ndigen
Wegfall des Arbeitslosengeldes II fest und hob insoweit den Bewilligungsbescheid
vom 03. Dezember 2015 auf. Gutscheine oder geldwerte Leistungen wurden nicht
gewÃ¤hrt. Der KlÃ¤ger habe EigenbemÃ¼hungen nicht nachgewiesen und auf die
AnhÃ¶rung nicht reagiert. Die vorhandenen Unterlagen lieÃ�en keinen wichtigen
Grund erkennen. Der KlÃ¤ger habe sich auch nicht bereit erklÃ¤rt, zukÃ¼nftig
seinen Pflichten nachzukommen, sodass es nicht gerechtfertigt sei, sein
Arbeitslosengeld II auf die BUH zu begrenzen. Eine VerkÃ¼rzung des
Minderungszeitraumes auf sechs Wochen sei nach AbwÃ¤gung der vorliegenden
UmstÃ¤nde mit den Interessen der Allgemeinheit ebenfalls nicht gerechtfertigt, weil
keine relevanten Tatsachen fÃ¼r eine VerkÃ¼rzung festgestellt worden seien.
ErgÃ¤nzende Sachleistungen kÃ¶nnten nicht gewÃ¤hrt werden, â��weil im Rahmen
der AusÃ¼bung des pflichtgemÃ¤Ã�en Ermessens festgestellt wurde, dass Sie ein
entsprechendes Erfordernis bisher nicht geltend gemacht haben.â��

Â 

Den hiergegen eingelegten, von seinen BevollmÃ¤chtigten formulierten, nicht
begrÃ¼ndeten Widerspruch des KlÃ¤gers wies der Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 12. Februar 2016 zurÃ¼ck.

Â 

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 14. MÃ¤rz 2016 Klage vor dem Sozialgericht Berlin
erhoben. Zur BegrÃ¼ndung hat er vorgetragen, der EGV-VA sei rechtswidrig.
Hilfsweise wÃ¼rden Ermessensfehler geltend gemacht. Bei der Frage der
VerkÃ¼rzung des Minderungszeitraums sei das Ermessen nicht pflichtgemÃ¤Ã�
ausgeÃ¼bt worden, jedenfalls aber nicht ausreichend begrÃ¼ndet worden. Es
genÃ¼ge nicht, pauschal festzustellen, dass keine Tatsachen fÃ¼r eine
VerkÃ¼rzung festgestellt worden seien. Zudem sei der Sanktionsbescheid
rechtswidrig, weil die ergÃ¤nzenden Sachleistungen abgelehnt worden seien. Die
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diesbezÃ¼glichen AusfÃ¼hrungen im Bescheid seien widersprÃ¼chlich. 

Der Beklagte hat darauf hingewiesen, der KlÃ¤ger habe weder vor Erlass des EGV-
VA noch im Anschluss an die verhÃ¤ngten Sanktionen Termine in der
Arbeitsvermittlung wahrgenommen. Eine erstmalige persÃ¶nliche Vorsprache durch
ihn habe erst wieder am 14. Juli 2016 stattgefunden.

Â 

Das Sozialgericht hat die Klage durch Urteil vom 07. Dezember 2017 abgewiesen.
Der Sanktionsbescheid des Beklagten vom 07. Dezember 2015 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 12. Februar 2016 sei rechtmÃ¤Ã�ig. Die
Voraussetzungen fÃ¼r einen vollstÃ¤ndigen Wegfall des Arbeitslosengeldes II im
streitigen Zeitraum seien erfÃ¼llt. Der KlÃ¤ger habe die in dem EGV-VA vom 11.
September 2015 festgelegten BewerbungsbemÃ¼hungen trotz schriftlicher
Belehrung Ã¼ber die Rechtsfolgen nicht nachgewiesen. Die Verpflichtung des
KlÃ¤gers zur ErfÃ¼llung der Pflichten aus dem EGV-VA sei ihm gegenÃ¼ber
wirksam. Dieser sei nicht nichtig. Soweit teilweise vertreten werde, dass es nicht
darauf ankomme, ob der EGV-VA im Ã�brigen auch rechtmÃ¤Ã�ig sei, komme es
darauf hier nicht an, da der EGV-VA nicht nur nicht nichtig, sondern auch
rechtmÃ¤Ã�ig sei. 

Â 

Der KlÃ¤ger sei auch Ã¼ber die Rechtsfolgen einer Pflichtverletzung belehrt
worden. Die Rechtsfolgenbelehrung in dem EGV-VA sei nicht zu beanstanden, da sie
verstÃ¤ndlich, richtig und vollstÃ¤ndig sei. In dieser sei darauf hingewiesen worden,
dass bei VerstÃ¶Ã�en gegen die festgelegten Pflichten Leistungsminderungen
vorgesehen seien. AusdrÃ¼cklich sei darauf hingewiesen worden, dass das
Arbeitslosengeld II bereits einmal aufgrund eines PflichtverstoÃ�es auf die Kosten
fÃ¼r Unterkunft und Heizung beschrÃ¤nkt worden sei und jeder weitere
PflichtverstoÃ� den vollstÃ¤ndigen Wegfall des Arbeitslosengeldes II zur Folge
haben wÃ¼rde. Aus Sicht der Kammer sei es unschÃ¤dlich, dass das Erlassdatum
des ersten Sanktionsbescheides in der Rechtsfolgenbelehrung fehle. Der
vorangegangene PflichtverstoÃ� sei fÃ¼r den KlÃ¤ger auch ohne dieses Datum
hinreichend erkennbar. Der Schwerpunkt der Rechtsfolgenbelehrung, dass ein
weiterer PflichtverstoÃ� den vollstÃ¤ndigen Wegfall der Leistungen zur Folge haben
werde, werde dem KlÃ¤ger dadurch nicht weniger warnend vor Augen gefÃ¼hrt. Zu
nennen seien in der Rechtsfolgenbelehrung im Ã�brigen der Beginn, die Dauer der
Absenkung und der Ausschluss von ergÃ¤nzenden Sozialleistung nach dem SGB XII
wÃ¤hrend der LeistungsbeschrÃ¤nkung. Dies sei im vorliegenden Fall geschehen.

Â 

Der KlÃ¤ger habe auch keinen wichtigen Grund fÃ¼r sein Verhalten dargelegt und
nachgewiesen. Der pauschale Hinweis auf ein traumatisches Ereignis zu einem
Zeitpunkt, der nicht konkret benannt werde, und Ã¼ber ein Jahr vor dem relevanten
Zeitraum liege, genÃ¼ge hierfÃ¼r nicht. Im Ã�brigen habe der KlÃ¤ger weder als
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Antwort auf das AnhÃ¶rungsschreiben des Beklagten noch im Widerspruch ein
traumatisches Ereignis thematisiert. In eine psychotherapeutische Behandlung habe
er sich nicht begeben, sodass fÃ¼r die Kammer auch nicht feststellbar sei, ob es
sich hierbei nur um eine Schutzbehauptung des KlÃ¤gers handele.

Â 

Die HÃ¶he der vom Beklagten verfÃ¼gten Minderung entspreche der Rechtsfolge
des Â§Â 31a Abs. 2 S. 2 SGB II bei einer wiederholten Pflichtverletzung fÃ¼r
erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben. Bereits zuvor sei mit bestandskrÃ¤ftigem Sanktionsbescheid vom 24. August
2015 eine Minderung festgestellt worden. Bei der Verletzung der Pflichten aus dem
EGV-VA handele es sich ferner um eine wiederholte Pflichtverletzung, da der
vorangegangene Minderungszeitraum, welcher am 01. September 2015 begonnen
habe, bezogen auf den Sanktionsbescheid vom 07. Dezember 2015 nicht lÃ¤nger
als ein Jahr zurÃ¼ckgelegen habe. Der Beginn der Minderung des
Arbeitslosengeldes II sei mit dem Monat Januar zutreffend bestimmt. Ebenso sei die
Dauer der Minderung fÃ¼r drei Monate zutreffend festgestellt worden.

Â 

Der Sanktionsbescheid sei schlieÃ�lich nicht ermessensfehlerhaft ergangen. Die
Tatsache, dass der Beklagte vergleichsweise pauschal auf die MÃ¶glichkeiten zur
Abmilderung der Sanktion habe eingehen kÃ¶nnen, sei darin begrÃ¼ndet, dass der
KlÃ¤ger weder im AnhÃ¶rungs- noch im Widerspruchsverfahren GrÃ¼nde fÃ¼r die
Pflichtverletzung vorgetragen habe. FÃ¼r die MÃ¶glichkeit, die Bedarfe nach Â§ 22
SGB II wieder zu erbringen, wenn sich der Leistungsberechtigte nachtrÃ¤glich bereit
erklÃ¤re, seinen Pflichten nachzukommen, fehle es bereits an dieser
BereiterklÃ¤rung des KlÃ¤gers. Insofern sei fÃ¼r den Beklagten gar kein Ermessen
erÃ¶ffnet gewesen. Die getroffene Ermessensentscheidung im Hinblick auf die nach
Â§ 31b Abs. 1 S. 4 SGB II vorgesehene MÃ¶glichkeit, die Minderung des
Auszahlungsanspruchs unter BerÃ¼cksichtigung aller UmstÃ¤nde des Einzelfalls auf
sechs Wochen zu verkÃ¼rzen, begegne ebenfalls keinen Bedenken. Auch hier habe
der Beklagte kein Tatsachenmaterial gehabt, aufgrund dessen eine VerkÃ¼rzung
hÃ¤tte denkbar erscheinen kÃ¶nnen. Die Entscheidung zur Ablehnung
ergÃ¤nzender Sachleistungen begegne ebenso wenig Bedenken. Da ein
entsprechender Antrag des KlÃ¤gers nicht gestellt worden sei, sei fÃ¼r den
Beklagten auch kein Ermessen erÃ¶ffnet gewesen. Dass der Beklagte dennoch
Ermessen im Hinblick auf diese Entscheidung ausgeÃ¼bt habe, sei unschÃ¤dlich.
Mangels Antragstellung sei die Entscheidung Ã¼ber die NichtgewÃ¤hrung letztlich
zutreffend und daher rechtmÃ¤Ã�ig.

Â 

Gegen dieses Urteil richtet sich die Berufung des KlÃ¤gers. Das Sozialgericht
verkenne die Bedeutung des Â§ 31a Abs. 3 S. 1 und 2 SGB II. Der Beklagte hÃ¤tte
auch hinsichtlich der VerkÃ¼rzung des Minderungszeitraums Ermessen ausÃ¼ben
mÃ¼ssen. Zur AusÃ¼bung des Ermessens fÃ¤nden sich jedoch weder in dem
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angefochtenen Bescheid noch in der Verwaltungsakte des Beklagten Hinweise. Die
lediglich formelhafte Wendung im Sanktionsbescheid, dass eine VerkÃ¼rzung des
Minderungszeitraums auf sechs Wochen nach AbwÃ¤gung der vorliegenden
UmstÃ¤nde mit den Interessen der Allgemeinheit nicht gerechtfertigt sei, sei nicht
hinreichender Beleg fÃ¼r die AusÃ¼bung pflichtgemÃ¤Ã�en Ermessens.

Â 

Mit Beschluss vom 20. Mai 2019 hat der Senat das Verfahren im Hinblick auf das bei
dem Bundesverfassungsgericht anhÃ¤ngige Verfahren 1 BvL 7/16 das Ruhen des
Verfahrens angeordnet. 

Â 

Nach Wiederaufnahme des Verfahrens im Gefolge der Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts vom 05. November 2019 hat der Beklagte den KlÃ¤ger
mit Schreiben vom 01. April 2020 (Zugang beim KlÃ¤ger am 03. April 2020) zu
mÃ¶glichen UmstÃ¤nden, die einen wichtigen Grund oder eine auÃ�ergewÃ¶hnliche
HÃ¤rte darstellen kÃ¶nnten, angehÃ¶rt. DarÃ¼ber hinaus hat er Gelegenheit
gegeben, sich nachtrÃ¤glich bereit zu erklÃ¤ren, den Pflichten nachzukommen.
Nachdem eine Reaktion des KlÃ¤gers ausgeblieben war, hat der Beklagte seinen
Bescheid vom 07. Dezember 2015 mit Bescheid vom 23. April 2020 teilweise
aufgehoben und die Minderung des Arbeitslosengeldes II auf nunmehr 30 %
festgesetzt. Aufgrund der gegenwÃ¤rtigen Weisungslage seien die
Ã�bergangsregelungen der Entscheidung (wohl gemeint: des
Bundesverfassungsgerichts) auf Leistungsminderungen nach Â§ 31a Abs. 2 SGB II
bei Kunden unter 25 Jahren anzuwenden. Die KÃ¼rzung der BUH sei
ausgeschlossen. Eine KÃ¼rzung des Regelbedarfs erfolge nicht Ã¼ber die HÃ¶he
von 30 % hinaus. Am 23. April 2020 und 01. Juni 2022 hat der Beklagte Leistungen
i.H.v. insgesamt 1.084,71 â�¬ fÃ¼r die Monate Januar bis MÃ¤rz 2016 zur Zahlung
an den KlÃ¤ger angewiesen (monatlich jeweils 228,00 â�¬ RB zzgl. 133,57 â�¬
BUH). 

Â 

Der KlÃ¤ger hat dieses Teilanerkenntnis angenommen, verfolgt sein Begehren im
Ã�brigen jedoch weiter. Sofern der Beklagte nunmehr die AusÃ¼bung des
Ermessens im Berufungsverfahren nachholen wolle, sei es hierfÃ¼r zu spÃ¤t.
SchlieÃ�lich kÃ¶nnten zum Vorliegen eines wichtigen Grundes keine Angaben
gemacht werden. 

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

Â 

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 07. Dezember 2017 sowie den Bescheid des
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Beklagten vom 07. Dezember 2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
12. Februar 2016 in der Fassung des Bescheides vom 23. April 2020 aufzuheben.

Â 

Der Beklagte beantragt sinngemÃ¤Ã�,

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Er hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung, soweit es die Frage der
RechtmÃ¤Ã�igkeit des EGV-VA sowie die AusÃ¼bung von Ermessen im Rahmen des
Erlasses des Sanktionsbescheides betreffe, fÃ¼r rechtmÃ¤Ã�ig. 

Â 

Die Beteiligten haben unter dem 25. Juni 2020 und 26. Juni 2020 ihr
EinverstÃ¤ndnis mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung erklÃ¤rt.

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakte sowie der Leistungsakte (1 Band) Bezug genommen, die dem
Senat vorgelegen haben und Gegenstand der Entscheidungsfindung gewesen sind.

Â 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Der Senat konnte im schriftlichen Verfahren entscheiden, da alle Beteiligte sich mit
dieser Vorgehensweise einverstanden erklÃ¤rt haben (Â§Â§ 153 Abs. 1, 124 Abs. 2
Sozialgerichtsgesetz ).

Â 

Die zulÃ¤ssige, insbesondere form- und fristgerecht eingelegte (Â§ 151 SGG),
Berufung des KlÃ¤gers ist unbegrÃ¼ndet.

Â 

Gegenstand des Verfahrens ist neben dem Urteil des Sozialgerichts vom 07.
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Dezember 2017 der Bescheid des Beklagten vom 07. Dezember 2015 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 12. Februar 2016 in der Fassung des Bescheides
vom 23. April 2020. Mit diesem Bescheid hat der Beklagte zum einen den Eintritt
einer Pflichtverletzung nach Â§ 31 Abs. 1 Satz 1 und einer daran anknÃ¼pfenden
Minderung im Zeitraum vom 01. Januar bis zum 31. MÃ¤rz 2016 festgestellt; der
Umfang der Minderung betrÃ¤gt (nur noch) 30 v.H. des fÃ¼r den KlÃ¤ger
maÃ�gebenden Regelbedarfs, konkret monatlich 97,20 â�¬, nachdem der Beklagte
seine ursprÃ¼nglich weitergehende Entscheidung in dem Bescheid vom 07.
Dezember 2015 durch den Bescheid vom 23. April 2020 geÃ¤ndert hat.
TatsÃ¤chlich nachgezahlt hat der Beklagte hÃ¶here Leistungen, nÃ¤mlich monatlich
361,57 â�¬ anstatt von 360,37 â�¬. Gleichzeitig hat der Beklagte mit dem
angefochtenen Bescheid vom 07. Dezember 2015 seine Bewilligungsentscheidung
vom 03. Dezember 2015 fÃ¼r den KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit vom 01. Januar bis zum 31.
MÃ¤rz 2016 nach Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X)
aufgehoben. Auch diese Entscheidung hat eine Ã�nderung durch den Bescheid vom
23. April 2020 erfahren, indem nunmehr sinngemÃ¤Ã� die im Ursprungsbescheid
verfÃ¼gte Aufhebung ebenfalls teilweise zurÃ¼ckgenommen worden ist. 

Â 

Das Sozialgericht hat die Klage, soweit darÃ¼ber nach der teilweisen Aufhebung
des angefochtenen Bescheides noch zu entscheiden ist, zu Recht abgewiesen. Der
Bescheid vom 07. Dezember 2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
12. Februar 2016 in der Fassung des Bescheides vom 23. April 2020 ist
rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger verletzte seine Pflichten aus dem EGV-VA vom 11.
September 2015. Einen wichtigen Grund fÃ¼r sein Verhalten hat er nicht
nachgewiesen.

Â 

I. Der streitige Bescheid ist formell rechtmÃ¤Ã�ig, insbesondere ist der KlÃ¤ger vor
Erlass des Bescheides vom 07. Dezember 2015 seitens des KlÃ¤gers
ordnungsgemÃ¤Ã� nach Â§ 24 Abs. 1 SGB X angehÃ¶rt worden (Schreiben vom 30.
Oktober 2015). Auch dem (Ã�nderungs-)Bescheid vom 23. April 2020 ist eine
AnhÃ¶rung (Schreiben des Beklagten vom 01. April 2020) vorangegangen. 

Â 

II. Zutreffend ist der Beklagte davon ausgegangen, dass der KlÃ¤ger, indem er nicht
der ihm in dem EGV-VA auferlegten Pflicht zum Nachweis von EigenbemÃ¼hungen
nachgekommen war, eine Pflichtverletzung im Sinne des Â§ 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
SGB II begangen hat. ErwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte verletzen ihre Pflichten,
wenn sie trotz schriftlicher Belehrung Ã¼ber die Rechtsfolgen oder deren Kenntnis
1. sich weigern, in der Eingliederungsvereinbarung oder in dem diese ersetzenden
Verwaltungsakt nach Â§ 15 Absatz 1 Satz 6 SGB II festgelegte Pflichten zu
erfÃ¼llen, insbesondere in ausreichendem Umfang EigenbemÃ¼hungen
nachzuweisen. Dies gilt nicht, wenn erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte einen
wichtigen Grund fÃ¼r ihr Verhalten darlegen und nachweisen (Â§ 31 Abs.1 Satz 1
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Nr. 1 und Satz 2 SGB II in der Fassung vom 20. Dezember 2011; a.F.).

Â 

1. Der KlÃ¤ger war erwerbsfÃ¤hig. Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass er in seinem
LeistungsvermÃ¶gen eingeschrÃ¤nkt war, liegen nicht vor; auch vom KlÃ¤ger wird
solches nicht geltend gemacht. Der KlÃ¤ger war auch leistungsberechtigt,
insbesondere hatte er das 15. Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze nach Â§ 7a
SGB II noch nicht erreicht, war erwerbsfÃ¤hig und hatte seinen gewÃ¶hnlichen
Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland (Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1, 2 und 4
SGB II). Er war auch hilfebedÃ¼rftig (Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB II), denn er
verfÃ¼gte weder Ã¼ber (verwertbares) VermÃ¶gen noch Ã¼ber Einkommen, um
seinen monatlichen Bedarf i.H.v. 425,57 â�¬ (324,00 â�¬ RB Regelbedarfsstufe 3
zzgl. 133,57 â�¬ BUH ) â�� vollstÃ¤ndig â�� zu decken. 

Â 

2. Indem der KlÃ¤ger sich jedoch nach Erlass des EGV-VA vom 11. September 2015
wÃ¤hrend deren GÃ¼ltigkeitszeitraum (bis zum 29. Februar 2016) bzw. nach den
unbestrittenen Angaben des Beklagten sogar bis zum 14. Juli 2016 weder bei dem
Beklagten vorstellte noch schriftlich irgendwelche Nachweise zu
EigenbemÃ¼hungen i.S.v. Nr. 2 des EGV-VA einreichte, weigerte er sich, die in dem
genannten EGV-VA festgelegten Pflichten zu erfÃ¼llen (hierzu unter d). Der EGV-VA
ist auch wirksam, denn er ist nicht nichtig (hierzu unter a). Er ist darÃ¼ber hinaus
nicht auf seine RechtmÃ¤Ã�igkeit hin zu Ã¼berprÃ¼fen, denn er ist
bestandskrÃ¤ftig und daher bindend. Es ist weder vorgetragen noch ersichtlich,
dass dazu (noch) Rechtsbehelfsverfahren anhÃ¤ngig sind (hierzu unter b). Auch ist
in dem Widerspruch gegen den Sanktionsbescheid kein Ã�berprÃ¼fungsantrag
nach Â§ 44 Abs. 1 SGB X hinsichtlich des EGV-VA zu sehen (hierzu unter c). 

Â 

a) Zutreffend ist das Sozialgericht davon ausgegangen, dass der EGV-VA vom 11.
September 2015 wirksam ist. Anhaltspunkte fÃ¼r eine Nichtigkeit nach Â§ 40 Abs. 1
und 2 SGB X sind nicht ersichtlich. 

Â 

b) Zwar spricht viel dafÃ¼r, dass der EGV-VA vom 11. September 2015 wegen
fehlender Bezeichnung von konkreten Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im
Sinne der angestrebten â��maÃ�geschneiderten Ausrichtung der
Eingliederungsleistungenâ��, ohne dass dies von hinreichenden
ErmessenserwÃ¤gungen getragen war (Bundessozialgericht , Urteil vom 23. Juni
2016 â�� B 14 AS 42/15 R â�� juris Rn. 21), rechtswidrig war. Indes ist dies
vorliegend nicht zu prÃ¼fen, da der EGV-VA vom 11. September 2015 nach Â§ 77
SGG mangels Widerspruchs bestandskrÃ¤ftig und damit fÃ¼r die Beteiligten und
das Gericht bindend geworden ist.
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Â 

Die RechtmÃ¤Ã�igkeit eines vorangegangenen Verwaltungsaktes ist als Vorfrage
fÃ¼r einen nachfolgenden Verwaltungsakt inzident (nur) zu Ã¼berprÃ¼fen, wenn
sich der vorangegangene Verwaltungsakt durch Zeitablauf erledigt hat (vgl. BSG,
Urteile vom 29. April 2015 â�� B 14 AS 19/14 R â�� juris Rn. 30 und vom 29. April
2015 â�� B 14 AS 20/14 R â�� juris Rn. 26). Da ein Verwaltungsakt nach Â§ 39 Abs.
2 SGB X (nur) wirksam bleibt, solange und soweit er nicht zurÃ¼ckgenommen,
widerrufen, anderweitig aufgehoben oder durch Zeitablauf oder auf andere Weise
erledigt ist, entfÃ¤llt mit seiner Erledigung zugleich jegliche Bindung an seine
inhaltliche Regelung. So wie im Falle seiner Aufhebung die Bestandskraft beseitigt
wird, tritt im Falle seiner Erledigung vor Eintritt der Bestandskraft diese erst gar
nicht ein. Dies ist rechtfertigender Grund fÃ¼r eine inzidente Ã�berprÃ¼fung,
soweit es auf seine RechtmÃ¤Ã�igkeit in einem nachfolgenden Verfahren ankommt.
Tritt eine solche vorherige Erledigung durch Zeitablauf hingegen nicht ein, fÃ¼hrt
dies bei Unanfechtbarkeit zur Bestandskraft mit der Folge einer hindernden
inhaltlichen Ã�berprÃ¼fbarkeit dieses Verwaltungsaktes auf RechtmÃ¤Ã�igkeit (vgl.
LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 07. Juni 2018 â�� L 31 AS 671/18 B ER â��
juris Rn. 21 f.; LSG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 14. Oktober 2020 â�� L 32 AS
2354/15 â�� juris Rn. 46 ff.; zu letzterer Entscheidung: BSG, Beschluss vom 08.
Februar 2022 â�� B 4 AS 203/21 B â�� juris).

Â 

Ausgehend davon hat sich der am 15. September 2015 verfÃ¼gte EGV-VA gerade
nicht durch Zeitablauf erledigt. Zwar endete dessen GÃ¼ltigkeitsdauer zum Ablauf
des 29. Februar 2016. Zu diesem Zeitpunkt erledigte er sich jedoch nicht, da er
weiterhin eine Beschwer entfaltete.

Â 

Zwar wird eine ursprÃ¼nglich zulÃ¤ssige Anfechtungsklage gegen einen
Eingliederungsverwaltungsakt in der Regel durch Zeitablauf unzulÃ¤ssig, wenn der
Zeitraum, fÃ¼r den dieser EGV-VA Geltung beansprucht, verstrichen ist. Ein KlÃ¤ger
kann dann nicht mehr geltend machen, durch eine darin getroffene Regelung
beschwert zu sein. Damit hat sich dieser EGV-VA insgesamt erledigt und entfaltet
keine Rechtswirkung mehr (BSG, Urteil vom 15. Juni 2016 â�� B 4 AS 45/15 R â��
juris Rn. 15). Dies gilt jedoch nicht, wenn dieser EGV-VA â�� wie hier â�� Grundlage
eines weiteren den KlÃ¤ger belastenden Verwaltungsaktes ist. Infolge des
Zeitablaufes sind zwar die im EGV-VA geregelten beiderseitigen Verpflichtungen
nicht (weiter) zu erfÃ¼llen, so dass sich der EGV-VA insoweit erledigt hat. Eine
Erledigung ist jedoch nicht eingetreten, soweit wegen einer behaupteten Verletzung
von Pflichten eines KlÃ¤gers gestÃ¼tzt auf diesen EGV-VA diesem gegenÃ¼ber ein
belastender Verwaltungsakt erlassen wurde, der (noch) wirksam ist, denn in einem
solchen Fall entfaltet der Verwaltungsakt weiterhin rechtsnachteilige Wirkungen zu
Lasten des KlÃ¤gers, so dass deswegen eine Beschwer verbleibt. Die mit der
Anfechtungsklage angestrebte Aufhebung des EGV-VA ist erforderlich, um
mÃ¶gliche Sanktionen abzuwehren (so auch BSG, Urteil vom 14. Februar 2013 â�� 
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B 14 AS 195/11 R â�� juris Rn 13, 10, 5; LSG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 15. Juni
2017 â�� L 25 AS 1631/16 â�� juris Rn. 63; LSG Nordrhein-Westfalen, Beschluss
vom 31. August 2017 â�� L 2 AS 488/17 â�� juris Rn. 20; SÃ¤chsisches LSG, Urteil
vom 27. Februar 2014 â�� L 3 AS 639/10 â�� juris Rn. 28; LSG Baden-
WÃ¼rttemberg, Urteil vom 12. Dezember 2012 â�� L 3 AS 2192/12 â�� juris Rn. 22;
LSG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 26. Februar 2008 â�� L 3 AS 4/08 â�� juris Rn. 29).

Â 

Die Voraussetzung der weiteren Beschwer des KlÃ¤gers liegt vor, denn der
(Sanktions-Â )Bescheid vom 07. Dezember 2015 beruht auf dem am 11. September
2015 erlassenen EGV-VA, der zu diesem Zeitpunkt aufgrund des Ablaufs der
einmonatigen Widerspruchsfrist bereits bestandskrÃ¤ftig war, aber noch nicht durch
Zeitablauf erledigt. Damit unterscheidet sich diese Konstellation auch von den
FÃ¤llen, in denen eine Sanktion nach einer Meldeaufforderung ergeht. Dabei
erledigt sich die Meldeaufforderung unmittelbar nach Ablauf des Meldetermins,
sodass bereits vor dem Eintritt von Bestandskraft der als Verwaltungsakt
einzustufenden Meldeaufforderung (und auch vor Erlass des Sanktionsbescheides)
Erledigung kraft Zeitablaufs eintritt. In diesen FÃ¤llen geht das BSG davon aus, dass
die RechtmÃ¤Ã�igkeit der erledigten Meldeaufforderung inzident bei der PrÃ¼fung
der RechtmÃ¤Ã�igkeit des Sanktionsbescheides zu prÃ¼fen ist (vgl. u.s. BSG, Urteil
vom 29. April 2015 â�� B 14 AS 20/14 R â�� juris), da ansonsten ein wirksamer
Rechtsschutz gegen rechtswidrige Meldeaufforderungen nicht mÃ¶glich wÃ¤re. 

Â 

c) Soweit in Rechtsprechung und Literatur zum Teil vertreten wird, in einem solchen
Fall sei in dem Widerspruch gegen den Sanktionsbescheid ein Antrag auf
Ã�berprÃ¼fung des EGV-VA nach Â§ 44 Abs. 1 SGB X zu sehen (so u.a. LSG Berlin-
Brandenburg, urteil vom 23. Juni 2021 â�� L 18 AS 998/18 WA â�� juris Rn. 29;
Lauterbach in Gagel, SGB II/SGB III, Stand Februar 2021, Rn. 29 zu Â§ 31 SGB II
m.w.N.; Herbst in Estelmann, SGB II Stand September 2020, Rn. 125 zu Â§ 31), folgt
hieraus im konkreten Fall keine Ã�nderung der Beurteilung. Denn anders als etwa in
dem vom 18. Senat des LSG entschiedenen Fall (L 18 AS 998/18 WA) oder in dem
vom BSG in seinem Beschluss vom 08. Februar 2022 â�� B 4 AS 203/21 B â�� unter
Rn. 6 in Bezug genommenen Fall lÃ¤sst sich vorliegend dem kurzen
Widerspruchsschreiben der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten vom 07. Januar 2016
keinerlei Bezug zu dem EGV-VA vom 11. September 2015 entnehmen. Auch unter
Heranziehung der GrundsÃ¤tze zur Auslegung von WillenserklÃ¤rungen
(insbesondere Â§ 133 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch; hierzu u.a. BSG, Urteile vom 24.
April 2015 â�� B 4 AS 22/14 R â�� juris Rn. 18 f. sowie vom 17. September 2020
â�� B 4 AS 13/20 R â�� juris Rn. 23) lÃ¤sst sich die Formulierung â��Gegen den o.g.
Bescheid [gemeint: Minderungsbescheid vom 07.12.2015] lege ich namens und in
Vollmacht meiner Mandantschaft Widerspruch ein.â�� weder unter
BerÃ¼cksichtigung des Wortlautes noch der BegleitumstÃ¤nde als Antrag auf
RÃ¼cknahme des EGV-VA vom 11. September 2015 auslegen. ZusÃ¤tzlich ist
hierbei zu berÃ¼cksichtigen, dass der Widerspruch von den rechtskundigen
BevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers formuliert worden ist. 
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Â 

d) Angesichts der Bestandskraft des EGV-VA vom 11. September 2015 ist der Senat
somit darauf beschrÃ¤nkt zu prÃ¼fen, ob der KlÃ¤ger die ihm mit diesem
Verwaltungsakt auferlegten Pflichten verletzte oder nicht.

Â 

Eine solche Pflichtverletzung liegt hier â�� wie bereits erwÃ¤hnt â�� vor. Nach dem
EGV-VA vom 11. September 2015 zur Nr. 2 war der KlÃ¤ger zur unaufgeforderten
Vorlage zu jedem Termin beim Arbeitsvermittler ca. alle 4 Wochen, alternativ
Ã�bersendung von Nachweisen bis spÃ¤testens 15. des Monats per Post zu seinen
EigenbemÃ¼hungen (etwa in Gestalt einer Telefonliste mit Ansprechpartner, Firma,
Tel., konkreter TÃ¤tigkeit usw. bzw. von Kopien von Bewerbungsschreiben,
Einladungen, Absagen) verpflichtet. Dieses vom KlÃ¤ger abverlangte Verhalten war
â�� entgegen seiner Ansicht â�� nach Art, Umfang und Zeit so hinreichend
konkretisiert, dass fÃ¼r ihn ersichtlich war, was von ihm erwartet wurde. Der
KlÃ¤ger weigerte sich, dieser Verpflichtung nachzukommen.

Â 

Das Merkmal â��weigertâ�� bedeutet die vorsÃ¤tzliche ausdrÃ¼ckliche oder
stillschweigende, schriftlich, mÃ¼ndlich oder in anderer Weise zum Ausdruck
gebrachte fehlende Bereitschaft, die in der Eingliederungsvereinbarung oder in dem
sie ersetzenden Verwaltungsakt festgelegten Pflichten zu erfÃ¼llen. Sie kann auch
in einem konkludenten Verhalten liegen (Valgolio in Hauck/Noftz, SGB II, Stand April
2022, Â§ 31 Rn. 65 f.). Die Weigerung bedeutet im Rahmen des
Sanktionstatbestandes des Â§ 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB II a. F. die vorsÃ¤tzliche
NichtÃ¼bersendung der geforderten Auflistungen / Nachweise.

Â 

Der Beklagte hat auch zutreffend Ã¼ber die Rechtsfolgen bei VerstoÃ� gegen die in
dem EGV-VA festgelegten Pflichten belehrt. So heiÃ�t es in dem Bescheid unter
anderem: 

Ihr Arbeitslosengeld II wurde bereits einmal aufgrund eines PflichtverstoÃ�es auf die
Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung beschrÃ¤nkt (vgl. Bescheid vom ). Jeder
weitere PflichtverstoÃ� (VerstoÃ� gegen eine der Nr. 2 mit Ihnen vereinbaren
BemÃ¼hungen) wird daher den vollstÃ¤ndigen Wegfall des Ihnen zustehenden
Arbeitslosengeldes II zur Folge haben. Im Falle eines vollstÃ¤ndigen Wegfalls des
Arbeitslosengeldes II werden auch keine BeitrÃ¤ge zur Kranken- und
Pflegeversicherung abgefÃ¼hrt. Der Versicherungsschutz bleibt dennoch erhalten,
anfallende BeitrÃ¤ge mÃ¼ssen Sie jedoch selbst zahlen. Sind Sie hierzu nicht in der
Lage, entstehen BeitragsrÃ¼ckstÃ¤nde, die jedoch fÃ¼r die Dauer der
HilfebedÃ¼rftigkeit keine negativen Auswirkungen hinsichtlich der Leistungen durch
die gesetzliche Kranken-/Pflegeversicherung haben. Der Wegfall dauert drei Monate
(Sanktionszeitraum) und beginnt mit dem Kalendermonat nach Zugang des
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Sanktionsbescheides. WÃ¤hrend dieser Zeit besteht kein Anspruch auf ergÃ¤nzende
Hilfe nach dem ZwÃ¶lften Buch Sozialgesetzbuch (Sozialhilfe). Ein wiederholter
PflichtverstoÃ� liegt nicht vor, wenn der Beginn des vorangegangenen
Sanktionszeitraums lÃ¤nger als ein Jahr zurÃ¼ckliegt (Ablauf der Jahresfrist am
24.08.2016). Eine Pflichtverletzung liegt nicht vor, wenn Sie fÃ¼r Ihr Verhalten
einen wichtigen Grund darlegen und nachweisen. Folglich tritt keine
Leistungsminderung ein. Ein nach Ihrer Auffassung wichtiger Grund, der jedoch
nach objektiven MaÃ�stÃ¤ben nicht als solcher anerkannt werden kann, verhindert
nicht den Eintritt der Leistungsminderung.

Â 

Die Belehrung hat nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG, welcher der Senat
folgt, konkret, richtig, vollstÃ¤ndig und verstÃ¤ndlich zu sein; dem
HilfebedÃ¼rftigen ist zeitnah im Zusammenhang mit der in Rede stehenden Pflicht
zu erlÃ¤utern, welche unmittelbaren und konkreten Auswirkungen auf seinen
Leistungsanspruch ein PflichtverstoÃ� ohne wichtigen Grund haben kann (vgl. BSG,
Urteil vom 15. Dezember 2010 â�� B 14 AS 92/09 R â�� juris, Rn. 24; Hahn in
Knickrehm/Kreikebohm/Waltermann, Kommentar zum Sozialrecht, 7. Aufl. 2021, Â§
31 SGB II Rn. 23). Diesen MaÃ�gaben wird die Rechtsfolgenbelehrung in dem EGV-
VA vom 11. September 2015 gerecht. Namentlich ist darin auch die in Â§ 31a Abs. 1
Satz 4 SGB II fÃ¼r erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte, die das 25. Lebensjahr
noch nicht vollendet haben, gesetzlich vorgesehene MÃ¶glichkeit, dass der TrÃ¤ger
die Minderung des Auszahlungsanspruchs unter BerÃ¼cksichtigung aller
UmstÃ¤nde des Einzelfalles auf sechs Wochen verkÃ¼rzen kann, wenn auch nur
kurz unter â��Wichtige Hinweiseâ��, erwÃ¤hnt. Auch der regelmÃ¤Ã�ig zur
Verdeutlichung der einschneidenden Folgen der Sanktion notwendige Hinweis, dass
nicht die MÃ¶glichkeit besteht, statt der Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitsuchende Sozialhilfe zu beantragen, ist in der Belehrung enthalten.

Â 

Die Belehrung ist auch nicht bereits deshalb fehlerhaft, weil sie nicht die
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 05. November 2019 (1
BvL 7/16) zu Â§ 31a Abs. 1 SGB II und deren Umsetzung in den Fachlichen
Weisungen der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit auch zu 31a Abs. 2 SGB II (Stand 03.
Dezember 2019) berÃ¼cksichtigt. Dies schon deshalb nicht, weil die Entscheidung
des BVerfG zum damaligen Zeitpunkt noch nicht vorlag und sich im Ã�brigen auch
nicht auf die in Â§ 31a Abs. 2 SGB II spezifisch geregelten Sanktionsfolgen bei
Leistungsberechtigten, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, bezog.
Es liegt zwar zweifellos sehr nahe, dass auch diese Regelungen, soweit sie eine
Minderung vorsehen, die Ã¼ber 30 v.H. des fÃ¼r den jeweils Betroffenen
maÃ�gebenden Regelbedarfs hinausgehen, verfassungsrechtlich keinen Bestand
haben kÃ¶nnen. Eine Korrektur mit Gesetzeskraft ist indes bislang nicht erfolgt, so
dass schon aus diesem Grund eine auf die geltende gesetzliche Lage abgestimmte
Belehrung schwerlich als unrichtig angesehen werden kann (vgl. zur Problematik
Hahn a.a.O., Â§ 31a Rn. 14).
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Â 

Soweit in der Rechtsfolgenbelehrung des EGV-VA (aus Versehen) das Datum des
ersten Sanktionsbescheides vom 24. August 2015 fehlt, ist dies â�� wie schon das
Sozialgericht ausgefÃ¼hrt hat â�� unschÃ¤dlich. Insoweit wird zur Vermeidung von
Wiederholungen auf die AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts in dem angefochtenen
Urteil Bezug genommen (Â§ 153 Abs. 2 SGG). DarÃ¼ber hinaus ergibt sich das
Datum des ersten Sanktionsbescheides mittelbar aus dem Satz â��Ein wiederholter
PflichtverstoÃ� liegt nicht vor, wenn der Beginn des vorangegangenen
Sanktionszeitraums lÃ¤nger als ein Jahr zurÃ¼ckliegt (Ablauf der Jahresfrist am
24.08.2016).â��

Â 

3. Einen wichtigen Grund fÃ¼r die NichtÃ¼bersendung von Listen/Nachweisen
seiner BewerbungsbemÃ¼hungen i.s.d. Â§ 31 Abs. 1 Satz 2 SGB II hat der KlÃ¤ger
weder im Widerspruchsverfahren noch im Berufungsverfahren dargelegt. Soweit der
KlÃ¤ger offensichtlich im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem
Sozialgericht am 07. Dezember 2017 AusfÃ¼hrungen zu einem lÃ¤nger
zurÃ¼ckliegenden traumatischen Ereignis (Vorfall, bei dem ein AngehÃ¶riger
angeschossen wurde) gemacht hat, ohne dass dies im Protokoll seinen Niederschlag
gefunden hat, sind daraus fÃ¼r den KlÃ¤ger selbst resultierende konkrete
gesundheitliche Folgen / EinschrÃ¤nkungen weder dargelegt noch auch nur
glaubhaft gemacht worden. SchlieÃ�lich konnte auch auf ausdrÃ¼ckliche
gerichtliche Nachfrage seitens der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten hierzu im
Berufungsverfahren nichts vorgetragen werden.

Â 

4. Als Rechtsfolge einer Pflichtverletzung nach Â§ 31 Abs. 1 SGB II sieht Â§ 31a Abs.
2 Satz 1 SGB II vor, dass das Arbeitslosengeld II auf die fÃ¼r die Bedarfe fÃ¼r
Unterkunft und Heizung zu erbringenden Leistungen beschrÃ¤nkt wird, wenn es
sich um eine erste Pflichtverletzung handelt und der Leistungsberechtigte das 25.
Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Bei einer wiederholten Pflichtverletzung â��
wie hier (vorherige Sanktion mit bestandskrÃ¤ftigem Bescheid vom 24. August
2015: Â§ 31a Abs. 2 Satz 3 SGB II i.V.m. Abs. 1 Satz 5) â�� entfÃ¤llt nach Â§ 31a
Abs. 2 Satz 2 SGB II das Arbeitslosengeld II vollstÃ¤ndig. Da der Beklagte mit
Bescheid vom 23. April 2020 von sich aus zugunsten des KlÃ¤gers den Umfang der
LeistungseinschrÃ¤nkung fÃ¼r den gesamten Minderungszeitraum auf eine
Minderung um 30 v.H. des fÃ¼r den KlÃ¤ger maÃ�gebenden Regelbedarfs
beschrÃ¤nkt hat, muss der Senat nicht entscheiden, ob die Fachgerichte eine
entsprechende Korrektur der gesetzlichen Regelung in Â§ 31a Abs. 2 SGB II ohne
Weiteres aussprechen dÃ¼rfen, obwohl der Wortlaut der Vorschrift (weiterhin)
unverÃ¤ndert ist und die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 05.
November 2019 sich ausschlieÃ�lich auf Â§ 31a Abs. 1 SGB II bezieht.

Â 
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Den Beginn der Minderung hat der Beklagte zutreffend festgesetzt: Die Minderung
setzt mit dem Beginn des Kalendermonats ein, der auf das Wirksamwerden des
Verwaltungsaktes folgt, der die Pflichtverletzung und den Umfang der Minderung
der Leistung feststellt (Â§ 31b Abs. 1 Satz 1 SGB II), hier also angesichts der
Bescheidung am 07. Dezember 2015 am 01. Januar 2016.

Â 

Die regelmÃ¤Ã�ige Dauer des Minderungszeitraums betrÃ¤gt nach Â§ 31b Abs. 1
Satz 3 SGB II drei Monate.

Â 

Da der KlÃ¤ger weder im damaligen AnhÃ¶rungs- noch im Widerspruchsverfahren
und auch nicht im Rahmen des AnhÃ¶rungsverfahrens zu dem Bescheid vom 23.
April 2020 nachtrÃ¤glich erklÃ¤rt hat, er sei nunmehr bereit, seinen Pflichten
nachzukommen, kommt die GewÃ¤hrung der vollstÃ¤ndigen Leistungen vor Ablauf
des Minderungszeitraums nicht in Betracht. Der Senat hat insoweit auch mit Blick
auf die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts zu den FÃ¤llen des Â§ 31 Abs. 1
SGB II keine Bedenken, denn der KlÃ¤ger hat sich schlichtweg gar nicht zu einer
nachtrÃ¤glichen ErfÃ¼llung seiner Pflichten (Â§ 31a Abs. 2 Satz 4 SGB II)
geÃ¤uÃ�ert. 

Â 

Bei erwerbsfÃ¤higen Leistungsberechtigten, die das 25. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben, kann der TrÃ¤ger nach Â§ 31b Abs. 1 Satz 4 SGB II die Minderung
des Auszahlungsanspruchs unter BerÃ¼cksichtigung aller UmstÃ¤nde des
Einzelfalles auf sechs Wochen verkÃ¼rzen. Dabei steht der Anwendung der
Regelung nach Auffassung des Senats nicht entgegen, dass sie sich ihrem Wortlaut
nach allein auf die gesetzlich weiter vorgesehene Rechtsfolge einer ersten
Pflichtverletzung eines unter 25-jÃ¤hrigen Leistungsbeziehers nach Â§ 31a Abs. 2
Satz 1 SGB II, also die Minderung des Auszahlungsanspruchs in HÃ¶he der Bedarfe
nach Â§ 20 und Â§ 21 SGB II, bezieht, wÃ¤hrend der Beklagte ausgehend von
erwÃ¤hnten Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 05. November 2019
die Minderung von sich aus und trotz der formell unverÃ¤nderten gesetzlichen
Situation auf 30 v.H. des fÃ¼r den KlÃ¤ger maÃ�geblichen Regelbedarfs
beschrÃ¤nkt hat. Der durch Â§ 31b Abs. 1 Satz 4 SGB II begrÃ¼ndete Anspruch auf
die AusÃ¼bung fehlerfreien Ermessens hinsichtlich einer VerkÃ¼rzung kann
dadurch nicht entfallen.

Â 

Der Beklagte hatte daher ausgehend von den gesamten UmstÃ¤nden des
Einzelfalles eine Ermessensentscheidung Ã¼ber eine VerkÃ¼rzung zu treffen, die
den diesbezÃ¼glichen gesetzlichen Anforderungen genÃ¼gt (vgl. hierzu Â§ 39 Abs.
1 Satz 1 Sozialgesetzbuch Erstes Buch â�� Allgemeiner Teil â�� und Â§ 54 Abs. 2
Satz 2 SGG). Die BehÃ¶rde muss dazu (unter anderem) alle maÃ�gebenden
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Ermessensgesichtspunkte in die Entscheidung einbeziehen und die abzuwÃ¤genden
Gesichtspunkte zutreffend gewichten, andernfalls ist von einem so genannten
Ermessensfehlgebrauch auszugehen (vgl. BSG, Urteil vom 09. November 2010 â�� 
B 2 U 10/10 R â�� juris Rn. 15). Dass dies geschehen ist, muss sich grundsÃ¤tzlich
aus der (gegebenenfalls ergÃ¤nzten) BegrÃ¼ndung des Verwaltungsaktes ergeben;
diese muss also die Gesichtspunkte erkennen lassen, von denen die Verwaltung
ausgegangen ist (vgl. Â§ 35 Abs. 1 Satz 3 SGB X und dazu Keller in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13. Aufl. 2020, Â§ 54 Rn. 28a). 

Â 

Ausgehend von diesen MaÃ�stÃ¤ben genÃ¼gt der streitige Bescheid den an eine
Ermessensentscheidung zu stellenden Anforderungen noch. Zwar fÃ¼hrt der
Ausgangsbescheid recht formelhaft aus, eine VerkÃ¼rzung des
Minderungszeitraumes auf sechs Wochen sei nach AbwÃ¤gung der im Falle des
KlÃ¤gers vorliegenden UmstÃ¤nde mit den Interessen der Allgemeinheit nicht
gerechtfertigt, weil keine relevanten Tatsachen fÃ¼r eine VerkÃ¼rzung hÃ¤tten
festgestellt werden kÃ¶nnen. Welche UmstÃ¤nde und welche Interessen damit
konkret gemeint sein kÃ¶nnten, wird dabei nicht dargelegt. Allerdings konnte der
Beklagte auch kaum Ã¼ber das regelmÃ¤Ã�ig vorliegende Interesse der
Allgemeinheit an einem Vollzug der Gesetze und das ebenfalls regelmÃ¤Ã�ig
anzunehmende persÃ¶nliche Interesse des HilfebedÃ¼rftigen am Empfang von
bedarfsdeckenden Leistungen hinausgehende Interessen gegeneinander abwÃ¤gen,
da der KlÃ¤ger selbst sich zu seinen Interessen oder besonderen UmstÃ¤nden
niemals eingelassen hat. Dem Senat ist es nicht gelungen, irgendwelche
UmstÃ¤nde festzustellen, die der Beklagte bei seiner Ermessensentscheidung noch
hÃ¤tte berÃ¼cksichtigen mÃ¼ssen. Auch hat der KlÃ¤ger nicht nachtrÃ¤glich
solche geltend gemacht oder gar nachgewiesen.

Â 

Soweit der KlÃ¤ger schlieÃ�lich die Auffassung vertritt, der Ausgangsbescheid vom
07. Dezember 2017 sei schon deshalb rechtswidrig, weil der Beklagte ohne Antrag
und ohne ErmessensausÃ¼bung bereits eine ablehnende Entscheidung Ã¼ber die
Erbringung von ergÃ¤nzenden Sachleistungen oder geldwerten Leistungen nach Â§
31a Abs. 3 Satz 1 SGB II getroffen habe, ist dieses Argument mit Erlass des
Ã�nderungsbescheides vom 23. April 2020, der nur noch eine Minderung des
Arbeitslosengeldes II i.H.v. 30 v.H. des Regelbedarfs feststellt, obsolet geworden.Â  

Â 

5. Der Senat ist vor dem Hintergrund, dass das BVerfG im Rahmen seiner
Entscheidung zu Â§ 31a Abs. 1 Satz 1 SGB II eine Leistungsminderung i.H.v. 30 v.H.
des maÃ�gebenden Regelbedarfs grundsÃ¤tzlich fÃ¼r verfassungsgemÃ¤Ã�
erachtet hat (Rn. 159 der Entscheidung), auch nicht davon Ã¼berzeugt, dass fÃ¼r
unter 25-jÃ¤hrige Leistungsberechtigte â�� anders als fÃ¼r Leistungsberechtigte,
die das 25. Lebensjahr vollendet haben â�� jegliche Leistungsminderung
verfassungswidrig wÃ¤re.
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Â 

III. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und berÃ¼cksichtigt, dass der
Beklagte den Ausgangsbescheid grÃ¶Ã�tenteils aufgehoben hat (Sanktion
tatsÃ¤chlich nunmehr nur noch i.H.v. 288,00 â�¬ im Gegensatz zu rund 1.340,00
â�¬ ).

Â 

IV. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG
liegen nicht vor. 

Erstellt am: 02.09.2022

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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